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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Lieselott Blunck, Brigitte Adler, 

Hans Gottfried Bernrath, Dr. Uwe Jens, Rolf Koitzsch, Volkmar Kretkowski, 
Horst Kubatschka, Brigitte Lange, Michael Müller (Düsseldorf), Doris Odendahl, 
Dr. Eckhart Pick, Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk, Antje-Marie Steen, Gudrun Weyel, 
Verena Wohlleben, Dr. Peter Struck, Dr. Hans-Jochen Vogel 
und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/1110 — 


Privatgirokonto 


A. Problem 

Das Privatgirokonto hat für Banken eine zentrale Funktion in den 
Geschäftsbeziehungen zum Kimden erlangt. Für den Kunden ist es 
zu einer wichtigen Schaltstelle des täglichen Lebens geworden. 
Der Antrag der Fraktion der SPD hält im Hinblick auf diese 
herausragende Bedeutung den rechtlichen Schutz des Privatgiro- 
kontos durch einzelne gesetzliche Regelungen und durch eine nur 
auf Teübereiche beschränkte Rechtsprechung für unzureichend. 


B. Lösung 

Mit dem Antrag der Fraktion der SPD wird die Bundesregierung 
auf gefordert, umfassende gesetzliche Vorschriften zum Schutz des 
Privatgirokontos — insbesondere Regelimgen zur Einrichtung 
eines sog. Mindestkontos, zum Daten-, Kündigungs- und Pfän- 
dungsschutz, zur Verbessenmg der Transparenz hinsichtlich der 
Gebühren und der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie zur 
Erweiterung der Klagemöglichkeiten für Verbraucherverbände — 
vorzulegen. 

Mehrheitliche Ablehnung des Antrags im Ausschuß 
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C. AHemativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 12/1110 — abzulehnen. 

Bonn, den 11. Februar 1994 

Der Rechtsausschuß 

Horst Eylmann Klaus-Heiner Lehne Dr. Eckhart Pick 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Klaus-Heiner Lehne und Dr. Eckhart Pick 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag „Privatgiro- 
konto" — Drucksache 12/1110 — in seiner 107. Sit- 
zung vom 24. September 1992 im vereinfachten Ver- 
fahren zur federführenden Beratung an den Rechts- 
ausschuß und zur Mitberatung an den Finanzaus- 
schuß, den Ausschuß für Wirtschaft xmd den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung überwiesen. 

Die mitberatenden Ausschüsse haben auf der Grund- 
lage ihrer Sitzungen vom 9. Dezember 1992 (Finanz- 
ausschuß), 20. Januar 1993 (Ausschuß für Wirtschaft) 
und 1, Dezember 1993 (Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung) jeweils mit den Stimmen der Koali- 
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion der 
SPD die Ablehnung der Vorlage empfohlen. 

Der Rechtsausschuß hat den Antrag in seiner 98. Sit- 
zung vom 10. November 1993 beraten. Er empfiehlt 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD xmd der Vertreter der 
Gruppen der PDS/Linke Liste und BÜNDNIS 90/DlE 
GRÜNEN, die Vorlage abzulehnen. 


11 . 

Die Fraktion der SPD begründete ihren Antrag damit, 
das Privatgirokonto habe in den letzten Jahrzehnten 
für Banken und Bankkunden eine herausragend 
wichtige Bedeutimg erhalten. Für die Banken nehme 
es in den Geschäftsbeziehimgen zu den Kunden eine 
Schlüsselfxmktion ein und sei der wesentliche 
Anknüpfimgspxmkt für alle weitergehenden Ge- 
schäfte im gesamten Bereich der Finanzdienstleistun- 
gen. Für den Bankkimden stelle das Privatgirokonto 
eine zentrale Schaltstelle des täglichen Lebens dar 
imd sei ein nicht mehr hinweg zu denkender Teil der 
Daseinsvorsorge geworden. Angesichts dieser Bedeu- 
tung sei der gesetzliche Schutz des Privatgirokontos 
nur imzureichend ausgestaltet und auch der von der 
Rechtsprechung in Teilbereichen entwickelte Schutz 
nur lückenhaft ausgeprägt. Insgesamt hätten sich die 
Bedmgimgen, zu denen Privatgiroverträge abge- 
schlossen würden, im Laufe der Zeit mehr und mehr zu 
Lasten des Kunden verschoben. 

Notwendig sei vor diesem Hintergrund eine umfas- 
sende, sämtliche Aspekte des privaten Girokontos 

Bonn, den 11. Februar 1994 

Klaus-Heiner Lehne Dr. Eckhart Pick 

Berichterstatter 


ab deckende gesetzliche Regelung, die insbesondere 
die folgenden Elemente beinhalten müsse: 

— Verankerung des Rechts auf ein Girokonto ohne 
Einräumung eines Kreditrahmens (sog. Mindest- 
konto), Verbesserung des Kündigungsschutzes des 
Kunden, Sicherung des Datenschutzes, 

— Verbesserung des Schutzes vor Zugriffsrechten 
Dritter, auch im Hinblick auf den Pfändungsschutz 
von Arbeits- und Sozialeinkommen, 

— Schutz vor unverständlichen und überraschenden 
Vertragsbedingungen; erhöhte Transparenz in 
den Allgemeinen Geschäftsbedingungen und bei 
den Gebühren, 

— Verbessenmg des Verbraucherschutzes, Erweite- 
rung der Klagebefugnisse — auch für Verbrau- 
cherverbände. 

Zur Begründung des Antrags wird im übrigen auf die 
Drucksache 12/1110 verwiesen. 

Die Koalitionsfraktionen lehnten den Antrag der Frak- 
tion der SPD ab, da die darin erhobenen Forderungen 
zum Teil nicht praktikabel, teilweise sogar kontrapro- 
duktiv, jedenfalls aber nicht notwendig seien. 

Die Verpflichtxmg zur Emrichtcmg eines Privatgiro- 
kontos (sog. Mindestgirokonto) mit der Statuienmg 
eines Kontrahieiungszwanges sei vor allem für kleine 
Banken sehr problematisch, da diese in vielen Fällen 
auf einen bestimmten Kundenkreis zugeschnitten 
seien. Entsprechende Vorschriften seien im übrigen 
nicht notwendig, da die Möglichkeit der Errichtxmg 
eines Girokontos für jeden Kunden bereits bei der Post 
bestehe. 

Die Einführung von Zinsbegrenzungsvorschriften sei 
im Ergebnis kontraproduktiv, da die Banken dann die 
Zinsen voraussichtlich für breite Schichten der Ver- 
braucher erheblich erhöhen müßten, um wirtschaft- 
lich arbeiten zu können. Andere Punkte, wie etwa die 
Einführung einer Verbandsklage, seien abzulehnen, 
da ein hinreichender Rechtsschutz bereits bestehe 
xmd weitere, über die bestehenden bürgerlich-recht- 
lichen und kreditrechtlichen Vorschriften hinausge- 
hende Regelxmgen nicht notwendig seien. Insgesamt 
werde somit seitens der Fraktionen der CDU/CSU xmd 
F.D.P. in diesem Bereich kein Handlungsbedarf ge- 
sehen. 
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